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1    Rechtsgrundlagen  
    

1.1  Baugesetzbuch 

 

 (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 20.12.2023 (BGBI. 2023 I Nr. 394) 

    

1.2  Baunutzungsverord-
nung 

 (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 03.07.2023 (BGBI. 2023  I Nr. 176) 

    

1.3  Planzeichenverord-
nung 

 (PlanZV) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 
S. 58), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
14.06.2021 (BGBl. I S. 1802); die im nachfolgenden 
Text zitierten Nummern beziehen sich auf den An-
hang zur PlanZV 

    

1.4  Planungssicherstel-
lungsgesetz 

 (PlanSiG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
20.05.2020 (BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 04.12.2023 (BGBI. I Nr. 344) 

    

1.5  Bayerische Bauord-
nung 

 (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.08.2007 (GVBl. S. 588), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 24.07.2023 (GVBI. S. 371) 

    

1.6  Gemeindeordnung für 
den Freistaat Bayern 

 (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 (GVBl. S. 796), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 24.07.2023 (GVBl. S. 385) 

    

1.7  Bundesnaturschutz-
gesetz  

 (BNatSchG) in der Fassung vom 29.07.2009 (BGBl. I 
S. 2542), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
08.12.2022 (BGBl. I S. 2240) 

    

1.8  Bayerisches Natur-
schutzgesetz 

 (BayNatSchG) vom 23.02.2011 (GVBl. S. 82), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 23.12.2022 (GVBl. 
S. 723) 
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2    Planungsrechtliche Festsetzungen (PF) 
mit Zeichenerklärung 

   
 

2.1   
 
 

 Allgemeines Wohngebiet (zulässige Art der baulichen 
Nutzung) 

(1) Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem 
Wohnen. 

 

 allgemein zuläs-
sig 

ausnahmsweise 

zulässig 

nicht zulässig 

(2) 1. Wohngebäude    

(2) 2. die der Versorgung des Ge-
biets dienenden Läden, Schank- und 
Speisewirtschaften sowie nicht stö-
renden Handwerksbetriebe 

   

(2) 3. Anlagen für kirchliche, kultu-
relle, soziale, gesundheitliche und 
sportliche Zwecke 

   

(3) 1. Betriebe des Beherbergungs-
gewerbes 

   

(3) 2. sonstige nicht störende Ge-
werbebetriebe 

   

(3) 3. Anlagen für Verwaltungen    

(3) 4. Gartenbaubetriebe    

(3) 5. Tankstellen    

 
 

  (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 1 Abs. 5 BauNVO; § 1 Abs. 6 
BauNVO; § 4 BauNVO; Nr. 1.1.3. PlanZV; siehe Plan-
zeichnung) 

    

2.2  GRZ .... 

 
 Maximal zulässige Grundflächenzahl  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 1 und § 19 Abs. 1 
BauNVO; Nr. 2.5. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.3  Überschreitung der 
maximal zulässigen 
Grundfläche  

 Die maximal zulässige Grundfläche darf neben der in 
§ 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO getroffenen Vorschrift zur 
Überschreitung (50 %) um weitere 50 %, überschrit-
ten werden, sofern es sich bei der zuletzt genannten 

WA 
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Überschreitung ausschließlich um folgende Anlagen 
handelt:  

 nicht vollflächig versiegelte Stellplätze und nicht 
vollflächig versiegelte Zufahrten 

 Nebenanlagen, die keine Gebäude oder Gebäude-
teile sind im Sinne des § 14 BauNVO 

 bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberflä-
che, durch die das Baugrundstück lediglich unter-
baut wird 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 19 Abs. 4 BauNVO) 

    

2.4  FH .... m ü. NHN 

 

 Maximal zulässige Firsthöhe über NHN  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 4 u. § 18 Abs. 1 
BauNVO; siehe Planzeichnung) 

    

2.5  WH .... m ü. NHN  Maximal zulässige Wandhöhe über NHN  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 4 u. § 18 Abs. 1 
BauNVO; siehe Planzeichnung) 

    

2.6  Maßgaben zur Ermitt-
lung der Gebäude-
höhe (FH ü. NHN und 
WH ü. NHN) 

 Die Festsetzungen zu den Gebäudehöhen gelten für 
Gebäudeteile des Hauptgebäudes, die für die Ab-
wehr gegen Wettereinflüsse erforderlich sind (z.B. 
Dach einschließlich Dachüberstände). Ausgenom-
men sind Anlagen zur Gewinnung von Sonnenergie 
(Wärme, Elektrizität) sowie untergeordnete ander-
weitige Bauteile (z.B. Schornsteine, Antennen etc.). 

Die FH ü. NHN wird an der höchsten Stelle der Dach-
konstruktion gemessen.   

Die WH ü. NHN wird am Schnittpunkt der Außenwand 
(außen) mit der Dachhaut (außen) gemessen. Sofern 
sich in diesem Bereich Brüstungen oder Geländer be-
finden ist an deren Oberkanten zu messen, sofern sie 
nicht überwiegend transparent ausgeführt sind (z.B. 
dünne Gitterstäbe, transparentes Glas).  

Bei deutlich untergeordneten Abschnitten von Au-
ßenwänden bleibt eine Überschreitung der WH ü. 
NHN unberücksichtigt, sofern diese Abschnitte zum 
Gebäude hin zurückspringen. Untergeordnet sind 
diese Abschnitte dann, wenn sie nicht mehr als 25% 
der Hausbreite, gemessen jeweils an den Außenkan-
ten der sich gegenüberliegenden Hauswände, ein-
nehmen. Überschreitungen der WH ü. NHN durch 
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Bauteile wie Zwerchgiebel oder Widerkehre bleiben 
unberücksichtigt, sofern evtl. getroffene Vorschriften 
zu den genannten Bauteilen eingehalten bleiben 

Bei Gebäuden, die im Bereich von zwei verschiede-
nen der jeweiligen Festsetzungen zur Gebäudehöhe 
liegen (durch Nutzungskette getrennt) ist entspre-
chend der Lage des Gebäudes zu interpolieren. 

Die Einhaltung einer evtl. vorgeschriebenen Zahl von 
Vollgeschossen bleibt von den o.g. Vorschriften un-
abhängig.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 4 u. § 18 Abs. 1 
BauNVO) 

    

2.7  o  Offene Bauweise  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; § 22 Abs. 1 BauNVO; Nr. 3.1. 
PlanZV; siehe Planzeichnung)  

    

2.8    Nur Einzelhäuser zulässig  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; § 22 Abs. 2 BauNVO; Nr. 3.1.1. 
PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.9   

 

 

 Baugrenze (überbaubare Grundstücksfläche für 
Hauptgebäude); eine Überschreitung der Baugrenze 
durch Dachüberstände kann ausnahmsweise zuge-
lassen werden, sofern hierdurch Nachbarbelange 
nicht beeinträchtigt werden. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; § 23 Abs. 1 u. 3 BauNVO; 
Nr. 3.5. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.10    Hauptfirstrichtung für das Dach des Hauptgebäu-
des; zulässige Abweichung: max. 10°; die einge-
zeichneten Firstrichtungen beziehen sich auf die je-
weilige überbaubare Grundstücksfläche und sind 
dort an jeder Stelle zulässig; bei mehreren sich kreu-
zenden Symbolen gelten diese alternativ. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; siehe Planzeichnung)  

    

E 
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2.11    Umgrenzung von Flächen für Garagen (gilt auch für 
offene Garagen, Carports); Garagen sind nur inner-
halb dieser Flächen (und innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen) zulässig. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB; § 12 BauNVO; Nr. 15.3. 
PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.12  Nebenanlagen und 
sonstige bauliche An-
lagen in den privaten 
Grundstücken  

 

 In den Baugebieten sind die gemäß § 14 BauNVO zu-
lässigen Nebenanlagen und nicht überdachte Stell-
plätze auch außerhalb der überbaubaren Grund-
stücksflächen bzw. außerhalb der Flächen für Gara-
gen zulässig. 

Die Zulässigkeit von untergeordneten Nebenanlagen 
und Einrichtungen im Sinne des § 14 BauNVO wird 
wie folgt eingeschränkt, bzw. ausgeschlossen:  

 außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche 
(Baugrenze) wird die Gesamthöhe von Gebäuden 
oder Gebäudeteilen gegenüber dem endgültigen 
Gelände auf 3,50 m beschränkt; 

 in einem Bereich von 0,50 m (gemessen ab Fahr-
bahnrand) zwischen der überbaubaren Grund-
stückgrenze bzw. der Fläche für Garagen und der 
Verkehrsfläche (Grundstücksgrenze) sind nur An-
lagen und Einrichtungen zulässig, die mit der end-
gültigen Geländeoberkante abschließen (z.B. Zu-
fahrten)  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB; §§ 12, 14 u. 23 BauNVO; § 1 
Abs. 6 i.V.m. Abs. 9 BauNVO) 

    

2.13  Bezugspunkte für Ga-
ragen in den privaten 
Grundstücken 

 

 Als Höhenbezugspunkte für Garagen gilt jeweils die 
Höhe der angrenzenden, bereits im Bestand vorhan-
denen Erschließungsstraße in der Mitte der Zufahrt 
zur Garage. Der ermittelte Wert darf maximal 0,30 m 
über- bzw. unterschritten werden. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB; § 18 Abs. 1 BauNVO) 

    

2.14  Höchstzulässige Zahl 
der Wohnungen in 
Wohngebäuden  

 Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohn-
gebäuden beträgt 3 pro Einzelhaus. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)  

    

2.15    Verkehrsflächen 

GA 
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(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; Nr. 6.1. PlanZV; siehe Plan-
zeichnung)  

    

2.16    Straßenbegrenzungslinie; äußere Umgrenzung aller 
Verkehrsflächen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; Nr. 6.2. PlanZV; siehe Plan-
zeichnung) 

    

2.17  Unterirdische Bau-
weise von Nieder-
spannungsleitungen 

 Niederspannungsleitungen sind ausschließlich in un-
terirdischer Bauweise zulässig.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 

    

2.18  Behandlung von Nie-
derschlagswasser in 
den privaten Grund-
stücken, Materialbe-
schaffenheit gegen-
über Niederschlags-
wasser 

 

 In dem Baugebiet ist Niederschlagswasser von ver-
siegelten Flächen (Dach- und Hofflächen), soweit 
dies auf Grund der Bodenbeschaffenheit möglich ist, 
auf dem Grundstück über die belebte Bodenzone 
(z.B. Muldenversickerung, Flächenversickerung) in 
den Untergrund zu versickern.  

Nicht sickerfähiges Niederschlagswasser ist über ei-
nen herzustellenden Regenwasserkanal dem öffent-
lichen Trennsystem zuzuleiten. Auch bei Einbau ei-
ner Zisterne oder anderer Wasserhaltung ist der 
Überlauf an den öffentlichen Regenwasserkanal zu 
gewährleisten.  

Für alle baukonstruktiven Elemente, die großflächig 
mit Niederschlagswasser in Berührung kommen (z.B. 
Dachdeckungen, jedoch nicht Rinnen, Fallrohre, Ge-
länder etc.) sind Oberflächen aus Zink, Titan-Zink, 
Kupfer oder Blei unzulässig, sofern diese Oberflä-
chen nicht mit geeigneten anderen Materialien (z.B. 
Pulverbeschichtung) dauerhaft gegen Nieder-
schlagswasser abgeschirmt werden.  

(§ 9 Abs. 1 Nrn. 14 u. 20 BauGB) 

    

2.19  Landschaftsgerechte 
und naturnahe Gärten, 
Vermeidung von 
Schottergärten  

 Die privaten Grundstücke sind wie folgt anzulegen:  

Die nicht baulich genutzten Grundstücksflächen 
(Freiflächen) sind gärtnerisch als unversiegelte Ve-
getationsflächen anzulegen, zu pflegen und dauer-
haft zu erhalten. Mit Kies, Schotter oder Steinen be-
deckte Flächen, die einen Pflanzendeckungsgrad 
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von weniger als 80 % aufweisen (sogenannte Schot-
tergärten), sind im Bereich dieser Freiflächen nicht 
zulässig. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

    

2.20  Insektenfreundliche 
Beleuchtung/Photo-
voltaikanlagen  

 Für die Außenbeleuchtung sind nur mit Lichtstrahl 
nach unten gerichtete, vollständig insektendicht ein-
gekofferte LED-Lampen oder nach dem Stand der 
Technik vergleichbar insektenschonende Lampenty-
pen zulässig, welche ein bernsteinfarbenes bis 
warmweißes Licht (Farbtemperatur kleiner/gleich 
2.700 Kelvin) mit geringem UV- und Blauanteil auf-
weisen. Die Außengehäuse von Leuchten dürfen ma-
ximal eine Betriebstemperatur von 40°C erreichen. 
Die maximale Lichtpunkthöhe beträgt 4,50 m über 
der Oberkante des endgültigen Geländes. 

Es sind nur Photovoltaikmodule zulässig, die weniger 
als 6 % polarisiertes Licht reflektieren (d.h. je Solar-
glasseite 3 %). 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

    

2.21  Bodenbeläge in den 
privaten Grundstü-
cken/Wasserdurchläs-
sige Beläge 

 Für Stellplätze und untergeordnete Wege sind aus-
schließlich wasserdurchlässige Beläge (z.B. in Splitt 
verlegtes Pflaster mit Rasenfuge, Drainfugenpflas-
ter, Rasengittersteine, Schotterrasen) zulässig. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

    

2.22  Pflanzungen in den 
privaten Grundstü-
cken 

 Es sind standortgerechte, heimische Bäume und 
Sträucher aus der unten genannten Pflanzliste zu 
verwenden. Darüber hinaus gilt:  

 Auf max. 5 % der Grundstücksfläche sind auch 
Sträucher zulässig, die nicht in der u.g. Pflanzliste 
festgesetzt sind, (z.B. Ziersträucher, Rosenzüch-
tungen). 

 Pro 400 m² (angefangene) Grundstücksfläche ist 
mindestens 1 Laubbaum aus der u.g. Pflanzliste zu 
pflanzen und zu erhalten. Abgehende Bäume sind 
durch eine entsprechende Neupflanzung zu er-
setzen.  

 Vorhandene Gehölze sind zu erhalten und wäh-
rend der Bauzeit durch entsprechende Baum-
schutzmaßnahmen vor Verletzungen im Kronen-
und Wurzelbereich zu sichern. Sollten während 
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der Bauausführung Gehölze gerodet werden müs-
sen, sind diese durch entsprechende Neupflan-
zungen zu ersetzen.  

 In Bereichen, die an öffentliche Flächen angren-
zen, sind ausschließlich Laubgehölze zulässig. 

 Unzulässig sind Gehölze, die als Zwischenwirt für 
die Erkrankungen im Obst- und Ackerbau gelten, 
speziell die in der Verordnung zur Bekämpfung 
der Feuerbrandkrankheit (Feuerbrandverordnung 
vom 20.12.1985, BGBl. I, 1985 S. 2551, zuletzt ge-
ändert durch Artikel 10 der Verordnung vom 
10.10.2012, BGBl. I S. 2113) genannten. Ausnahms-
weise sind solche Obstbaumsorten zulässig, die 
nicht oder nur in geringem Maße Überträger für 
die o.g. Erkrankungen sind. 

Festgesetzte Pflanzliste: 

 

   

   Bäume 1. Wuchsklasse   

   Berg-Ahorn Acer pseudoplatanus 

   Grau-Erle Alnus incana 

   Hängebirke Betula pendula 

   Rotbuche Fagus sylvatica 

   Zitterpappel Populus tremula 

   Silber-Weide Salix alba 

   Berg-Ulme Ulmus glabra 

     
   Bäume 2. Wuchsklasse   

   Obsthochstämme: (ausschließlich 
Schalen- u. Steinobst sowie nicht 
oder nur in geringem Maße Feuer-
brand gefährdetes Kernobst) 

 

   Vogel-Kirsche Prunus avium 

   Sal-Weide Salix caprea 

     
   Sträucher  

   Roter Hartriegel Cornus sanguinea 

   Gewöhnlicher Hasel Corylus avellana 

   Pfaffenhütchen Euonymus europaeus 

   Faulbaum Frangula alnus 

   Gewöhnlicher Liguster Ligustrum vulgare 

   Schlehe Prunus spinosa 

   Hunds-Rose Rosa canina 

   Gebirgs-Rose Rosa pendulina 

   Ohr-Weide Salix aurita 

   Purpur-Weide Salix purpurea 
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   Schwarzer Holunder Sambucus nigra 

   Trauben-Holunder Sambucus racemosa 

   Wolliger Schneeball Viburnum lantana 

   (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 

     

2.23  Dachbegrünung 

 

 Dächer mit einer Dachneigung von bis zu 18° sind als 
Beitrag zum Klimaschutz sowie als Lebensräume für 
Flora und Fauna mit einer extensiven Dachbegrü-
nung und einer Substratdicke von mind. 8 cm zu ver-
sehen. Ausgenommen hiervon sind Dachterrassen. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 

    

2.24    Abgrenzung ("Nutzungskordel") von unterschiedli-
chem Maß der Nutzung  

(§ 9 Abs. 1 BauGB und § 16 Abs. 5 BauNVO; Nr. 15.14. 
PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.25    Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der 
2. Änderung des Bebauungsplanes "Süd-West" der 
Gemeinde Obermaiselstein 

Die Inhalte des Bebauungsplanes "Süd-West" (Fas-
sung vom 14.08.1974, rechtsverbindlich seit 
20.08.1975) sowie alle Änderungen, die sich auf die-
sen Bebauungsplan beziehen, werden für diesen Be-
reich vollständig durch die Inhalte dieser 2. Änderung 
des Bebauungsplanes "Süd-West" ersetzt. 

(§ 9 Abs. 7 BauGB; Nr. 15.13. PlanZV; siehe Planzeich-
nung) 
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3    Bauordnungsrechtliche Vorschrif-
ten (BOV) gemäß § 9 Abs. 4 BauGB mit 
Zeichenerklärung 

    

3.1  SD  Dachform für Hauptgebäude; die vorgeschriebene 
Dachform gilt nur für Dächer von Hauptgebäuden.  

Dachform Satteldach mit folgenden Maßgaben: 

 Vertikale Versätze von sich gegenüberliegenden 
Dach-Ebenen (höhenmäßig versetzter First) sind 
unzulässig. 

 Geneigte Dachebenen quer zur Haupt-Firstrich-
tung, welche die Firstlinie schneiden (Krüppel-
walm) sind unzulässig. 

Die Vorschrift zur Dachform gilt nur für Dächer von 
Hauptgebäuden. Sie gilt nicht für untergeordnete 
Bauteile der Dächer (z.B. Gauben, Zwerchgiebel) 
bzw. sonstige Nebenanlagen (z.B. Geräteschuppen) 
sowie für Garagen. Diese sind frei gestaltbar. 

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO; siehe Planzeichnung) 

    

3.2  Dachneigungen für 
Hauptgebäude 

 Für die vorgeschriebene Dachform ist folgende 
Dachneigung einzuhalten: 
 
SD:  18 - 28 ° 

Die Dachneigung ist jeweils gegenüber der Horizon-
talen zu messen.  

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO) 

    

3.3  Anlagen zur Gewin-
nung von Sonnen-
energie 

 Anlagen zur Gewinnung von Sonnenenergie (Son-
nenkollektoren, Photovoltaikanlagen) sind parallel 
zur jeweiligen Dachfläche zu montieren. Dabei ist ein 
Abstand bis max. 0,40 m zur Dachhaut zulässig.  

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO) 

    

3.4  Mindestdachüber-
stand 

 Der Mindestdachüberstand (Abstand zwischen Au-
ßenkante der Außenwand und Außenkante des am 
weitesten überkragenden Bauteils des überstehen-
den Daches, waagrecht gemessen) beträgt an allen 
Seiten 1,00 m. 
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   (Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO) 

    

3.5  Materialien für die 
Dachdeckung 

 

 Als Dachdeckung für geneigte Dächer von Hauptge-
bäuden, Garagen und Nebengebäuden ab einer 
Dachneigung von 18° sind ausschließlich Dachplat-
ten (kleinteilige Schuppendeckung wie z.B. Dachzie-
gel, Dachpfannen, Betondachsteine etc.) sowie eine 
vollständige Begrünung zulässig. 

Die o.a. Dächer von Garagen und Nebengebäuden 
mit einer Dachneigung unter 18° sind vollständig zu 
begrünen. 

Die o.a. Vorschriften zu Materialien gilt auch für Wi-
derkehre und Zwerchgiebel der Dächer von Haupt-
gebäuden.  

Für diejenigen Bereiche dieser Dächer, die der Ge-
winnung von Sonnenenergie dienen, sind darüber 
hinaus Materialien zulässig, die für diese Anlagen 
(Sonnenkollektoren, Photovoltaikanlagen) üblich 
bzw. erforderlich sind. 

Für untergeordnete Bauteile (Verbindungsteile, Ab-
dichtungselemente etc.) sind in jedem Fall andere 
Materialien zulässig. 

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO) 

    

3.6  Farben für die Dach-
deckung 

 Als Farbe für Dächer sind nur rote bis rotbraune sowie 
betongraue bis anthrazitgraue Töne zulässig, dies gilt 
nicht für begrünte Dächer.  

Die o.a. Vorschriften zu Farben für Dächer gilt auch 
für Widerkehre und Zwerchgiebel der Dächer von 
Hauptgebäuden.  

Für Dachflächen, die der Gewinnung von Sonnen-
energie dienen, sind die Farben zulässig, die für ent-
sprechende Anlagen (Sonnenkollektoren, Photovol-
taikanlagen) üblich bzw. erforderlich sind. 

Für untergeordnete Bauteile (Verbindungsteile, Ab-
dichtungselemente etc.) sind darüber hinaus andere 
Farben zulässig. 

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO) 

    

3.7  Materialien für die 
Fassaden  

 Für die Oberflächen von Fassaden sind nur folgende 
Materialien zulässig: 
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 Holz 

 Verputz 

 Glas 

Ausgenommen hiervon sind konstruktive Bauteile wie 
Fensterrahmen, Stützen, Regenfallrohre etc. 

Der Anteil von Holz als Oberfläche muss mind. 20% 
der Gesamtfläche aller Fassadenseiten betragen. 

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO) 

    

3.8  Farben für die Fassa-
den 

 Für verputzte Oberflächen von Fassaden sind aus-
schließlich Weiß-Töne oder Pastell-Farben zulässig. 
Der Weißanteil der Farben muss mind. 70% betragen. 

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO) 

    

3.9  Geländeveränderun-
gen in dem Baugebiet 

 Veränderungen des natürlichen Geländes (Aufschüt-
tungen und Abgrabungen) in dem Baugebiet sind nur 
unter den folgenden Voraussetzungen zulässig:  

 Anpassung an den natürlichen Geländeverlauf und

 Berücksichtigung der Geländeverhältnisse der 
Nachbargrundstücke und der Erschließungssitua-
tion und 

 Beschränkung des Geländeabtrages an der Tal-
seite des Hauptgebäudes so, dass die talseitige 
Ansicht des Gebäudes mit max. 2 Geschossebe-
nen (d.h., ein teilweise in den Hang integriertes, je-
doch talseitig sichtbares Kellergeschoß sowie ein 
Erdgeschoß) und einem Dachgeschoß mit Knie-
stock in Erscheinung tritt  

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 BayBO) 

    

3.10  Einhausung von Ab-
fallbehältern, Müllton-
nen und -containern 
in dem Baugebiet  

 Dauerhaft an öffentlichen Verkehrsflächen aufge-
stellte Abfallbehälter und Mülltonen/-container müs-
sen in einem geschlossenen Behältnis (z.B. Müllton-
nenbox) untergebracht oder gegen Einsicht von den 
öffentlichen Verkehrsflächen abgeschirmt werden. 

Der Abstand von Einhausungen zu öffentlichen Ver-
kehrsflächen muss mindestens 1,00 m betragen. 

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 BayBO) 
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3.11  Stauraum vor Gara-
gen 

 
 

 Bei Garagen ohne direkte, freie Zufahrtsmöglichkeit 
(d.h. mit Schranken, Garagentoren etc. ausgenom-
men solche mit fernbedienbarem, automatischem 
Öffnungsmechanismus) ist ein Stauraum mit folgen-
den Eigenschaften herzustellen:  

 Tiefe zwischen Garagenzufahrt (z.B. Außenkante 
Garagentor) und öffentlicher Verkehrsfläche mind. 
5,00 m 

 keine Einfriedung (z.B. Gartentor, Pfosten etc.) 
zwischen Garagenzufahrt und öffentlicher Ver-
kehrsfläche 

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 BayBO) 

    

3.12  Einfriedungen in dem 
Baugebiet  

 Einfriedungen sind zu einer max. Höhe von 1,50 m 
über dem endgültigen Gelände zulässig. Zulässig 
sind auch Hecken unter Beachtung der Abstandsvor-
schriften des Nachbarrechts. 

Mauern über eine Höhe von 0,25 m über dem end-
gültigen Gelände als Einfriedungen sind unzulässig.  

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 BayBO) 
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4    Hinweise und Zeichenerklärung  
    

4.1    Weiterführende Grenze des räumlichen Geltungsbe-
reiches des Bebauungsplanes "Obermaiselstein Süd-
West" der Gemeinde Obermaiselstein (siehe Plan-
zeichnung) 

    

4.2    Bestehendes Gebäude (Wohngebäude/Wirtschafts- 
oder Nebengebäude) zur Zeit der Planaufstellung 
(siehe Planzeichnung) 

    

4.3    Bestehende Grundstücksgrenzen zur Zeit der 
Planaufstellung (siehe Planzeichnung) 

    
    

4.4  Nr. ....;....m2  Nummerierung und voraussichtliche Größe der 
Grundstücke (siehe Planzeichnung) 

    

4.5    Bestehende Flurstücksnummer (beispielhaft aus der 
Planzeichnung) 

    

4.6    Vorhandenes (natürliches) Gelände; Darstellung der 
Höhenpunkte (beispielhaft aus der Planzeichnung, 
siehe Planzeichnung) 

    

4.7  Wand 864,951 

First 868,061 
 Vorhandene Gebäudehöhen im Bestand (beispielhaft 

aus der Planzeichnung, siehe Planzeichnung) 

    

4.8  Dachaufbauten  In Bezug auf die Ausführung von Dachaufbauten ist 
der Grundsatzbeschluss zum Einbau von Dachauf-
bauten im Bereich der Gemeinde Obermaiselstein in 
seiner jeweils aktuellen Fassung zu beachten. 

    

4.9  Förderung der 
Artenvielfalt 

 Privatgärten sollten möglichst naturnah und struktur-
reich gestaltet werden (z.B. Bereiche mit insekten-

860.76 

860.84 

861.48 
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freundlichen, blütenreichen Wiesenmischungen, na-
turnah gestalteter Gartenteich, Trockenmauer 
oder Steinhäufen, Bäume, Sträucher, verwilderte 
Ecken, Vogel- und/oder Fledermauskästen, Insekten-
hotels). 

Bei der Pflanzung von Bäumen ist das Nachbar-
rechtsgesetz zu berücksichtigen. 

4.10  Nachhaltige Ressour-
cennutzung 

 Es wird empfohlen, Regenwasser möglichst an Ort 
und Stelle versickern zu lassen und zur Bewässerung 
von Garten und Balkonpflanzen Regenwasser zu nut-
zen. Hierzu eignen sich Regenwasser-Auffangbe-
cken (Zisternen). Auch Gartenteiche können mit Re-
genwasser gefüllt werden. Die Nutzung von Regen-
wasser zur Toilettenspülung sowie zum Wäschewa-
schen ist ebenfalls möglich, hierzu ist die "DIN 1989 
Regenwassernutzungsanlagen" zu berücksichtigen. 

Zur Nutzung von Bioabfällen wird die Errichtung eines 
Komposts empfohlen. 

    

4.11  Natur- und Arten-
schutz 

 Die Außenbeleuchtung sollte in den Nachtstunden 
soweit als aus Gründen der Verkehrssicherheit mög-
lich abgeschaltet oder bedarfsweise über Bewe-
gungsmelder gesteuert werden. 

Zäune sollten zum Gelände hin einen Abstand von 
mind. 0,15 m zum Durchschlüpfen von Kleinlebewe-
sen aufweisen. 

Die Ausbringung von Dünge- oder Pflanzenschutz-
mitteln sollte vermieden werden. 

    

4.12  Artenschutz  Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten, die 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten besonders ge-
schützter Arten zu zerstören sowie streng ge-
schützte Arten und europäische Vogelarten während 
der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinte-
rungs- und Wanderungszeit erheblich zu stören. Um 
das Eintreten eines Verbotstatbestandes im Sinne 
des § 44 BNatSchG zu verhindern, ist daher vor dem 
Abriss von Gebäuden (insbesondere Wirtschaftsge-
bäuden/Scheunen) sowie vor der Rodung alter 
Bäume zu prüfen, ob diese von besonders geschütz-
ten Tieren bewohnt werden. Der Abriss bzw. die Ro-
dung sollte im Falle eines Nachweises im Winterhalb-
jahr erfolgen und mit der Unteren Naturschutzbe-
hörde des Landratsamtes Oberallgäu abgestimmt 
werden. 
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Hinsichtlich des artenschutzrechtlichen Konfliktpo-
tenzials "Vogelkollision an Glasfassaden" sind die 
Empfehlungen der Vogelwarte Sempach ("Bauen mit 
Glas und Licht") zu berücksichtigen. 

    

4.13    Vorhandener Baum (Erhaltung bzw. Beseitigung in 
Abhängigkeit von der jeweiligen Baumaßnahme, 
siehe Planzeichnung) 

    

4.14    Vorhandene Strauchgruppe (Erhaltung bzw. Beseiti-
gung in Abhängigkeit von der jeweiligen Baumaß-
nahme, siehe Planzeichnung) 

    

4.15  Vorhandene Gehölze  Gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG ist es verboten, in der 
Zeit vom 01.03. bis 30.09. außerhalb des Waldes vor-
kommende Bäume, Sträucher oder andere Gehölze 
zu roden. Notwendige Gehölzbeseitigungen sowie 
die Baufeldräumung sollten daher außerhalb der 
Brutzeit von Vögeln zwischen dem 01.10. und dem 
28.02. des jeweiligen Jahres erfolgen. Es wird emp-
fohlen, auch die nicht als zu erhalten festgesetzten 
vorhandenen Gehölze möglichst zu erhalten (Erhal-
tung bzw. Beseitigung in Abhängigkeit von der jewei-
ligen Baumaßnahme) und während der Bauzeit mit 
entsprechenden Baumschutzmaßnahmen zu sichern. 
Um den Kronen- und Wurzelbereich vorhandener 
Bäume nicht zu beschädigen und den Gehölzbestand 
bestmöglich zu schützen, sollten alle baulichen Maß-
nahmen gemäß DIN 18920 "Landschaftsbauschutz 
von Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflä-
chen bei Baumaßnahmen" sowie RAS-LP4 "Richtlinie 
für die Anlage von Straßen, Teil Landschaftspflege, 
Abschnitt 4: Schutz von Bäumen, Vegetationsbestän-
den und Tieren bei Baumaßnahmen" durchgeführt 
werden. 

    

4.16  Empfehlenswerte 
Obstbaumsorten  
hinsichtlich des Feu-
erbrandes  

 Obstbaumsorten, die nicht oder nur in geringem 
Maße Überträger für den Feuerbrand sind, können 
beim Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(Kempten), Bereich Landwirtschaft, Sachgebiet 
Obstbau, erfragt werden. Insbesondere folgende Ap-
felsorten gelten nicht als Überträger des Feuerbran-
des: Bittenfelder, Rheinischer Bohnapfel und Wel-
schisner (Mostäpfel) sowie Boskoop, Rewena und 
Sonnenwirtsapfel (zum Verzehr geeignet). Auf Grund 
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ihrer besonderen Anfälligkeit für die Feuerbrand-
krankheit sollten Birnen und Quitten grundsätzlich 
nicht angepflanzt werden. 

    

4.17  Versickerungsanlagen 
für Niederschlagswas-
ser 

 

 Die unter "Behandlung von Niederschlagswasser in 
den privaten Grundstücken" genannten üblichen Vor-
gaben zur Bemessung, Planung und (konstruktiver) 
Ausführung von Sickeranlagen sind u.a. dem Arbeits-
blatt DWA-A 138 (4/2005) zu entnehmen.  

Bemessung und konstruktive Ausführung der Versi-
ckerungsanlagen für Niederschlagswasser sind re-
gelmäßig im bauaufsichtlichen Verfahren nachzuwei-
sen (Darstellung im Baugesuch). Dabei sollten u.a. 
folgende Maßgaben Beachtung finden:  

 Mindestgröße 15 % der anzuschließenden versie-
gelten Fläche 

 Tiefe max. 0,30 m 

 Überlastungshäufigkeit max. 0,2 (d.h. im Durch-
schnitt max. 1 mal in 5 Jahren) 

 Ausbildung als Einzelmulde oder vernetzte Mulden 

 Lage und Gebäudeabstand nach den Vorgaben 
des ATV-DVWK-A 138, Ziff. 3.2.2  

 Zufluss zur Versickerungsanlage für Nieder-
schlagswasser möglichst oberflächig über be-
wachsenen Oberboden, Rinnen aus verfugten 
Pflastersteinen, o.ä. 

 Bei unzureichend versickerungsfähigem Unter-
grund sind so genannte Mulden-Rigolen-Elemente 
nach ATV-DVWK-A 138, Ziff. 3.3.3 sinnvoll. 

 Der Einbau einer Zisterne entbindet nicht vom Bau 
einer Versickerungsanlage für Niederschlagswas-
ser. 

 Notüberläufe der privaten Sickeranlagen müssen 
an das öffentliche Notüberlaufsystem angeschlos-
sen werden (technische Informationen sind über 
die kommunale Bauverwaltung erhältlich). 

Während der Bauzeit sollten die für die Versickerung 
vorgesehenen Flächen wie folgt vor Verdichtung ge-
schützt werden:  

 keine Lagerung von Baumaterialien und Bo-
denaushub 

 kein Befahren  
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 keine Nutzung als Waschplatz jeglicher Art 

Zur fachgerechten Planung und Bauüberwachung 
der Versickerungsanlagen für Niederschlagswasser 
ist das Hinzuziehen eines Fachingenieurs sinnvoll. 

Das Versickern von Niederschlagswasser stellt eine 
Gewässernutzung dar, die grundsätzlich einer recht-
lichen Erlaubnis durch das zuständige Landratsamt 
bedarf. Inwiefern im Einzelfall eine erlaubnisfreie Ver-
sickerung durchgeführt werden kann (Nieder-
schlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) 
sollte von der Bauherrschaft bei dem zuständigen 
Landratsamt in Erfahrung gebracht werden. 

In privaten Grundstücken darf nur unverschmutztes 
Niederschlagswasser versickert werden. Zur Vermei-
dung einer Verunreinigung des Niederschlagswas-
sers sollte auf Tätigkeiten wie z.B. Reinigungsarbei-
ten, Be- und Entladungsarbeiten gefährlicher Stoffe 
etc. verzichtet werden. Die Autowäsche auf einem 
Privatgrundstück ist per Gesetz nicht zulässig; die 
gemeindeeigenen Regelungen sind zu beachten und 
können beim jeweiligen Ordnungsamt angefragt wer-
den. 

Auch für die nicht großflächigen baukonstruktiven 
Elemente sollte auf die Verwendung von Oberflächen 
aus Zink, Titan-Zink, Kupfer oder Blei verzichtet wer-
den. Als Alternativen für Rinnen und Fallrohre stehen 
Chrom-Nickel-Stähle (Edelstahl), Aluminium, Kunst-
stoffe oder entsprechende Beschichtungen zur Ver-
fügung. 

    

4.18  Bodenschutz  Die Verwertbarkeit von Bodenmaterial kann auf 
Grund erhöhter Stoffgehalte, vor allem in Kombina-
tion mit organischer Substanz, eingeschränkt sein. 
Ein Eingriff in die betroffenen Böden sollte deshalb 
weitgehend vermieden und, wenn nicht vermeidbar, 
die tatsächlichen Stoffgehalte der betroffenen Böden 
und deren Verwertbarkeit vor Umsetzung der Pla-
nung abgeklärt werden. Es soll sichergestellt werden, 
dass anfallendes geogen belastetes Bodenmaterial 
nicht auf anders- oder unbelastete Böden verlagert 
oder wiederaufgebracht wird und dort die Boden-
funktionen nachteilig verändert. Durch das Ver-
schlechterungsverbot ist nach § 12 Abs. 10 BBodSchV 
in Gebieten mit erhöhten Schadstoffgehalten die 
Verlagerung von Bodenmaterial nur innerhalb dieser 
Gebiete zulässig. Weitere Anforderungen an das Auf- 
und Einbringen von Bodenmaterial regelt § 12 
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BBodSchV. Darüber hinaus finden sich wichtige Hin-
weise zur Verwertung von Bodenmaterial in der 
DIN 19731 und DIN 19639. 

Um insbesondere Schwierigkeiten bei der späteren 
Entsorgung von Bodenaushub zu vermeiden, sollten 
die Bauverantwortlichen eine Überprüfung durch ein 
Fachbüro durchführen lassen.  

Nach den Normen DIN 18915 Kapitel 7.3 und 
DIN 19731 ist vor Beginn der baulichen Arbeiten auf 
der überbaubaren Grundstücksfläche der Oberboden 
abzutragen, getrennt zu lagern und nach Abschluss 
der Baumaßnahme wieder einzubauen. Er darf nicht 
durch Baumaschinen verdichtet, mit Unterboden ver-
mischt oder überlagert werden. Die Bodenmieten 
sind bei einer Lagerungsdauer von mehr als 2 Mona-
ten zu begrünen. Überschüssiges Oberbodenmate-
rial ist unter Beachtung des § 12 BBodSchV bevorzugt 
am Entstehungsort oder ortsnah auf landwirtschaft-
lich genutzten Flächen zu verwerten. 

Die Baustellen und Baustelleneinrichtungsflächen 
sind so einzurichten, dass ein Befahren von Böden 
außerhalb der festgesetzten Bereiche unterbunden 
wird. 

Flächen, die als Grünfläche oder zur gärtnerischen 
Nutzung vorgesehen sind, sollten nicht befahren 
werden. Innerhalb der festgesetzten Bereiche ist 
durch eine entsprechende Planung und Organisation 
des Bauablaufs ein Befahren von Oberböden auf das 
unumgängliche Maß zu beschränken, um Verdichtun-
gen zu vermeiden. Im Idealfall sollten bereits befes-
tigte bzw. vorbelastete Flächen sowie Flächen, die 
nach dem Bauabschluss als Weg oder sonstige bau-
liche Anlage vorgesehen sind, eingeplant werden. 
Hilfestellungen zur Gestaltung der temporären 
Baustelleneinrichtungsflächen sind im Leitfaden zur 
Bodenkundlichen Baubegleitung des Bundesverban-
des Boden zu finden. 

In Hanglagen soll auf eine durchgängige Begrünung 
des Bodens geachtet werden. Um zusätzlich mögli-
chen Verdichtungen vorzubeugen, soll das Gelände 
nur bei trockenen Boden- und Witterungsverhältnis-
sen befahren werden. 

Unnötige Bodenversiegelungen sollten vermieden 
werden. 

Kulturfähiger Unterboden sollte wenn möglich weiter 
im Baugebiet verwendet werden. 
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4.19  Energieeinsparung 

 
 Die Nutzung von regenerativen Energien wird durch 

das Gebäudeenergiegesetz (GEG - Gesetz zur Ein-
sparung von Energie und zur Nutzung erneuerbarer 
Energien zur Wärme- und Kälteerzeugung in Gebäu-
den) beim Neubau vorgegeben. Über die gesetzli-
chen Anforderungen hinausgehende Energiespar-
maßnahmen werden von der Gemeinde Obermaisel-
stein ausdrücklich empfohlen. 

    

4.20  Gemeindliche Stell-
platzsatzung 

 Für den gesamten Geltungsbereich der 2. Änderung 
des Bebauungsplanes "Süd-West" gilt die gemeindli-
che Stellplatzsatzung in ihrer jeweils aktuellen Fas-
sung. 

    

4.21  Gemeindliche Entwäs-
serungsatzung 

 Für den gesamten Geltungsbereich der 2. Änderung 
des Bebauungsplanes "Süd-West" gilt die gemeindli-
che Satzung für die öffentlichen Entwässerungsein-
richtung der Gemeinde Obermaiselstein (Entwässe-
rungssatzung – EWS) in ihrer jeweils aktuellen Fas-
sung. 

    

4.22  Brandschutz  Für die Zufahrten gelten die "Richtlinien über Flächen 
für die Feuerwehr" – Fassung Februar 2007 – (AIIMBI 
Nr. 15/2008). 

Für die Ermittlung der Löschwasserversorgung gilt 
das Regelwerk der DVGW Arbeitsblatt W 405 sowie 
Ziff. 5.1 IndBauRL. Bei Aufenthaltsräumen in Ge-
schossen, deren Fußbodenhöhe mehr als 7 m über 
dem Gelände liegen, ist der zweite Rettungsweg bau-
lich sicherzustellen. 

Als Hydranten sollten Überflurhydranten DN 100 vor-
gesehen werden. Die Abstände der Hydranten zuei-
nander sollten 100-200 m nicht überschreiten. 

Gewerbebetriebe, die auf Grund der Brandlasten die 
Löschwasserversorgung aus der öffentlichen Was-
serversorgung überschreiten, sollten für den Objekt-
schutz selbstständig genügend Löschwasser (z.B. 
Zisterne) vorhalten.  

    

4.23  Ergänzende Hinweise  Datengrundlage: Auszug aus der Digitalen Flurkarte 
(DFK) des Amtes für Digitalisierung, Breitband und 
Vermessung, Stand: 01/2024. 
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Die Höhenangaben über NHN beziehen sich auf das 
Bezugshöhensystem DHHN 12. 

Auf Grund der Beschaffenheit des Baugrundes der 
näheren Umgebung kann von einer Bebaubarkeit im 
überplanten Bereich ausgegangen werden. Den Bau-
verantwortlichen wird darüber hinaus empfohlen, im 
Rahmen der Bauvorbereitungen eigene Erhebungen 
durchzuführen (z.B. Schürfgruben, Bohrungen). 

Gemäß Art. 8 des Bayerischen Denkmalschutzgeset-
zes (DSchG) ist das Auftreten von Bodendenkmälern 
(z.B. auffällige Bodenverfärbungen, Holzreste, Mau-
ern, Metallgegenstände, Steingeräte, Scherben, Kno-
chen etc.) unverzüglich der Unteren Denkmalschutz-
behörde (Landratsamt) oder dem Bayerischen Lan-
desamt für Denkmalpflege mitzuteilen. Zur Anzeige 
verpflichtet sind auch der/die Eigentümer*in und 
der/die Besitzer*in des Grundstücks, sowie der/die 
Unternehmer*in und der/die Leiter*in der Arbeiten, 
die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines 
der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der/die 
Finder*in an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt 
haben, auf Grund eines Arbeitsverhältnisses teil, so 
wird er/sie durch Anzeige an den/die Unternehmer*in 
oder den/die Leiter*in der Arbeiten befreit. Die auf-
gefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis 
zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige un-
verändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denk-
malschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt 
oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Zu ver-
ständigen ist das Bayerische Landesamt für Denk-
malpflege, Dienststelle Thierhaupten, oder die zu-
ständige Untere Denkmalschutzbehörde. 

Sollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auf-
fälligkeiten des Bodens festgestellt werden, die auf 
eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hin-
deuten, ist unverzüglich die zuständige Boden-
schutzbehörde (Kreisverwaltungsbehörde) zu be-
nachrichtigen. 

Eine Versickerung von gesammeltem Niederschlags-
wasser im Bereich evtl. vorhandener schädlicher Bo-
denveränderungen oder Altlasten wäre nicht zuläs-
sig. Gesammeltes Niederschlagswasser muss in ver-
unreinigungsfreien Bereichen außerhalb der Auffül-
lung versickert werden. Alternativ ist ein Bodenaus-
tausch bis zum nachweislich verunreinigungsfreien, 
sickerfähigen Horizont vorzunehmen. 

Auf die Lage der erforderlichen Hauskontrollschächte 
ist unabhängig von der festgesetzten Baugrenze 
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bzw. den ggf. festgesetzten Flächen für Garagen, 
Nebenanlagen oder Stellplätze zu achten. Die 
Schächte sind von Bebauung bzw. Versiegelung jeg-
licher Art freizuhalten. 

Auf Grund der landwirtschaftlich genutzten Flächen 
nahe des Geltungsbereichs (Fl.-Nr. 237 und Fl.-Nr. 
20/21) ist mit der Einwirkung von vorübergehenden 
belästigenden Geruchsimmissionen (z.B. durch Auf-
bringen von Flüssigdung, Pflanzenschutzmitteln etc.) 
sowie Lärmimmissionen (z.B. Traktorengeräusche, 
Kuhglocken etc.) zu rechnen. 

    

4.24  Plangenauigkeit  Obwohl die Planzeichnung auf einer digitalen (CAD) 
Grundlage erstellt ist (hohe Genauigkeit), können sich 
im Rahmen der Ausführungsplanung und/oder der 
späteren Einmessung Abweichungen ergeben (z.B. 
unterschiedliche Ausformung der Verkehrsflächen, 
unterschiedliche Grundstücksgrößen etc.). Weder 
die Gemeinde Obermaiselstein noch die Planungsbü-
ros übernehmen hierfür die Gewähr.  

    

4.25  Lesbarkeit der Plan-
zeichnung 

 Zur Lesbarkeit der Planzeichnung werden übereinan-
der liegende Linien nebeneinander dargestellt (z.B. 
Nutzungskordel und vorgeschlagene Grundstücks-
grenze).  
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5  Satzung  
 

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
28.07.2023 (BGBI. 2023  I Nr. 221), Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bay-
ern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 24.07.2023 (GVBl. S. 385), Art. 81 der Bayerischen Bau-
ordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBl. S. 588), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.07.2023 (GVBI. S. 371), der Baunutzungsver-
ordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I 
S. 3786), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.07.2023 (BGBl. 2023  I Nr. 176) sowie 
der Planzeichenverordnung (PlanZV) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 
S. 58), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802) hat der Gemein-
derat der Gemeinde Obermaiselstein die 2. Änderung des Bebauungsplanes "Süd-
West" in öffentlicher Sitzung am 11.09.2024 beschlossen. 

 
§ 1 Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes "Süd-West" 
ergibt sich aus deren zeichnerischem Teil vom 04.06.2024. 

 
§ 2 Bestandteile der Satzung  

Die 2. Änderung des Bebauungsplanes "Süd-West" besteht aus der Planzeichnung und 
dem Textteil vom 04.06.2024. Der 2. Änderung des Bebauungsplanes wird die Begrün-
dung vom 04.06.2024 beigefügt, ohne deren Bestandteil zu sein 

Die Inhalte des Bebauungsplanes "Süd-West" (Fassung vom 14.08.1974, rechtsver-
bindlich seit 20.08.1975) sowie alle Änderungen, die sich auf diesen Bebauungsplan 
beziehen, werden für diesen Bereich vollständig durch die Inhalte dieser 2. Änderung 
des Bebauungsplanes "Süd-West" ersetzt. 

 
§ 3 Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des Art. 79 Abs. 1 Nr. 1 BayBO handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig den auf Grund von Art. 81 BayBO erlassenen örtlichen Bauvorschriften der
2. Änderung des Bebauungsplanes "Süd-West" zuwider handelt. Zuwiderhandeln kann 
mit Geldbußen bis zu 500.000,- € (Fünfhunderttausend Euro) belegt werden.  
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6  Begründung – Städtebaulicher Teil 
  

6.1  Allgemeine Angaben 

6.1.1  Zusammenfassung 

6.1.1.1  Durch die 2. Änderung des Bebauungsplanes wird die verdichtete Nutzung in 
einem Bestandsgebiet ermöglicht.  

6.1.1.2  Das Plangebiet liegt im Süden von Obermaiselstein im östlichen Bereich der 
Straße "Am Herrenberg". Das Plangebiet ist von vorhandener Bebauung um-
schlossen.  

6.1.1.3  Die 2. Änderung dient der Ermöglichung von zeitgemäßen und dichteren Bau-
formen als im ursprünglichen Planwerk festgesetzt und soll zudem die Nach-
verdichtung in diesem Bereich ermöglichen.  

6.1.1.4  Die Durchführung einer Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB sowie die Er-
stellung eines Umweltberichtes gem. § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB sowie Anlage zu 
§ 2 Abs. 4 und § 2a BauGB ist nicht erforderlich, da die Aufstellung der 2. Än-
derung des Bebauungsplanes "Süd-West" im beschleunigten Verfahren (Be-
bauungspläne der Innenentwicklung) erfolgt (gem. § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB). 

6.1.1.5  Ein Ausgleich bzw. eine Abarbeitung der Eingriffsregelung ist nicht erforder-
lich. Eingriffe, die auf Grund der 2. Änderung des Bebauungsplanes "Süd-
West" zu erwarten sind, gelten als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB vor 
der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig (gem. § 13a Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB).  

 
6.1.2  Abgrenzung und Beschreibung des Änderungsbereiches; ursprüngliche 

Festsetzungen  

6.1.2.1  Der zu überplanende Bereich befindet sich im Süden von Obermaiselstein. Im 
Norden und Westen verläuft der Geltungsbereich entlang der Straße "Am Her-
renberg" und bezieht hier ein kleines Teilstück mit ein. Im Süden grenzt das 
Plangebiet an die weitere bestehende Bebauung entlang der Straße "Am Her-
renberg" und im Osten bzw. einem Teilbereich im Südosten schließt die be-
stehende Bebauung entlang des "Burgschrofenweges" an.  

6.1.2.2  Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich die Grundstücke mit Fl.-Nrn. 1 
und 237/2 (Teilfläche). 

 
6.2  Städtebauliche und planungsrechtliche Belange 

6.2.1  Bestandsdaten und allgemeine Grundstücksmorphologie 

6.2.1.1  Die landschaftlichen Bezüge werden vom Oberstdorfer Illertal geprägt. 

6.2.1.2  Innerhalb des überplanten Bereiches befindet sich ein Bestandsgebäude, der 
südliche Teil des Plangebietes ist noch unbebaut. Darüber hinaus sind keine 
herausragenden naturräumlichen Einzelelemente vorhanden. 
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6.2.1.3  Die Topografie innerhalb des überplanten Bereiches ist hängig. Die An-
schlüsse an die bereits bebauten Grundstücke sowie die bestehende Er-
schließungsstraße "Am Herrenberg" sind jedoch unproblematisch.  

 
6.2.2  Erfordernis der Planung  

6.2.2.1  Die Aufstellung des Bebauungsplanes dient der Nachverdichtung von Wohn-
bauflächen zur Deckung des Wohnbedarfs. Zum Zeitpunkt der Änderung ist 
in der Gemeinde Obermaiselstein eine Bauanfrage vorliegend. Diese wurde 
zum Anlasse genommen, den rechtsverbindlichen Bebauungsplan aus den 
1970ger Jahren einer Prüfung zu unterziehen. Die hierin getroffenen recht en-
gen Festsetzungen sind nicht mehr vollumfänglich zeitgemäß. Im Sinne des 
schonenden Umgangs mit Grund und Boden soll im südlichen Bereich ein wei-
teres Baufenster ermöglicht werden, um dem Bedarf an Wohnraum gerecht 
zu werden. Dies entspricht auch dem Grundsatz der Innenentwicklung und 
Nachverdichtung einer bereits durch Wohnbebauung vorgeprägten Umge-
bung. Ohne die Änderung des Bebauungsplanes ist es der Gemeinde nicht 
möglich, dieser Nachfrage gerecht zu werden. Der Gemeinde erwächst daher 
ein Erfordernis, bauleitplanerisch steuernd einzugreifen.  

 
6.2.3  Übergeordnete Planungen, andere rechtliche Vorgaben  

6.2.3.1  Die Planung steht in keinem Widerspruch zu den für diesen Bereich relevanten 
Zielen des Landesentwicklungsprogramms (LEP) sowie des Regionalplanes 
(Region Allgäu, 16, in der Neufassung vom 10.01.2007 (Bekanntmachung vom 
10. Januar 2007, RABl Schw. Nr. 1 2007)). Insbesondere den Vorgaben der In-
nenentwicklung kann mit der gegenständlichen Planung entsprochen werden. 

6.2.3.2  Der Gemeinde Obermaiselstein verfügt über einen rechtsgültigen Flächennut-
zungsplan. Die überplanten Flächen werden hierin als Wohnbauflächen (W) 
dargestellt. Die 2. Änderung des Bebauungsplanes konkretisiert diese Vorga-
ben durch die Festsetzung eines allgemeinen Wohngebietes (WA). Da die in 
der 2. Änderung des Bebauungsplanes getroffenen Festsetzungen und Ge-
bietseinstufungen mit den Darstellungen des gültigen Flächennutzungsplanes 
übereinstimmen, ist das Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB er-
füllt. 
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6.2.3.3  Auszug aus dem rechtsgültigen Flächennutzungsplan, Wohnbaufläche (W)  

6.2.3.4  Innerhalb des Geltungsbereiches der 2. Änderung des Bebauungsplanes be-
finden sich keine Denkmäler im Sinne des Bayerischen Denkmalschutzgeset-
zes (BayDSchG).  

6.2.3.5  Das Plangebiet liegt im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet, welches auf 
den vorbereitenden Untersuchungen mit Bestandsanalyse und Handlungs-
empfehlungen zur nachhaltigen Innenentwicklung basiert. In dem Gebiet sol-
len entsprechend der Handlungsempfehlung Defizite im bestehenden Wohn-
raumangebot minimiert und Anreize für Modernisierungsmaßnahmen ge-
schaffen werden. Die Änderung des Bebauungsplanes zur Ermöglichung der 
Innenentwicklung und auch Nachverdichtung entspricht diesen Zielen. 

6.2.3.6  Inhalte von anderen übergeordneten Planungen oder andere rechtliche Vor-
gaben werden durch diese Planung nicht tangiert.  

 
6.2.4  Entwicklung, allgemeine Zielsetzung und Systematik der Planung  

6.2.4.1  Es wurden keine weiteren Standorte in der Gemeinde geprüft.  

6.2.4.2  Allgemeine Zielsetzung der Planung ist es, eine geordnete städtebauliche Ent-
wicklung und Nachverdichtung im Plangebiet zu ermöglichen. 

6.2.4.3  Für das geplante Gebiet soll erreicht werden, dass es zu der vorhandenen 
Siedlungsstruktur hinzutritt, ohne als Fremdkörper zu erscheinen. Dies insbe-
sondere in Hinblick auf die vorhandene Hanglage. 

6.2.4.4  Für die Umsetzung der Planung soll erreicht werden, dass unterschiedliche 
zeitgemäße Bauformen verwirklicht werden können. Auf diese Weise soll ein 
flexibles und bedarfsgerechtes Planungsinstrument geschaffen werden, das 
die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung berücksichtigt.  

6.2.4.5  Die Systematik der 2. Änderung des Bebauungsplanes entspricht den Anfor-
derungen des § 30 Abs. 1 BauGB ("qualifizierter Bebauungsplan"). Dadurch re-
gelt der Bebauungsplan die Zulässigkeit von Vorhaben in dem überplanten 
Bereich abschließend. Den Bauverantwortlichen stehen bei Vorliegen der ent-
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sprechenden Voraussetzungen Vereinfachungen im Rahmen des bauauf-
sichtlichen Verfahrens (entsprechend den jeweils geltenden Vorschriften) zur 
Verfügung.  

6.2.4.6  Die Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanes  "Süd-West" erfolgt im 
so genannten beschleunigten Verfahren gem. § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB (Be-
bauungspläne der Innenentwicklung). Dies ist aus folgenden Gründen mög-
lich:  

− bei dem Vorhaben handelt sich um eine Maßnahme der Innenentwicklung. 

− die zulässige Grundfläche liegt weit unter 20.000 m². 

− es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 
Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter, da sich Bereiche solcher 
Schutzgüter nicht in räumlicher Nähe des überplanten Bereiches befinden. 

Somit sind die Voraussetzungen für die Anwendung des beschleunigten Ver-
fahrens im Sinne des § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB eingehalten. 

6.2.4.7  Der redaktionelle Aufbau der 2. Änderung des Bebauungsplanes leitet sich aus 
der Systematik der Rechtsgrundlagen ab.  

6.2.4.8  Um zu einem lesbaren und rechtlich bestimmten Plan zu kommen, wird der 
Bereich vollständig von den Inhalten und den Rechtsgrundlagen des ur-
sprünglichen Planes abgekoppelt. Der geänderte Teilbereich stellt damit ein 
unabhängiges und inhaltlich neu aufgestelltes Planwerk dar. Er regelt die bau-
liche Nutzbarkeit in diesem Bereich abschließend. 

 
6.2.5  Planungsrechtliche Vorschriften 

6.2.5.1  Für den Bereich der 2. Änderung wird entgegen den vorigen Festsetzungen 
des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes als reines Wohngebiet nun ein all-
gemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt. Dies entspricht der geplanten und 
auch umgebenden Nutzung des Areals. 

 − Die Einschränkung der Nutzungen nach § 4 Abs. 2 Nr. 3 (Anlagen für kirch-
liche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke) auf eine 
ausnahmsweise Zulässigkeit erklärt sich vor dem Hintergrund, dass der Be-
reich auf Grund seiner Erschließungssituation und Grundstücksbemessung 
nur bedingt geeignet, solche Betriebe aufzunehmen. Zudem sind die damit 
u.U. verbundenen Nutzungskonflikte auf Grund der Kleinräumigkeit des Än-
derungsbereiches teilweise nur schwer lösbar. Die allgemeine Zulässigkeit 
von sonstigen nicht störenden Gewerbebetrieben erscheint sinnvoll, da 
sich diese Nutzung in dem zu überplanenden Bereich mit den vorhandenen 
infrastrukturellen Einrichtungen des Umfeldes ergänzt und als Ergänzung 
der zum Teil auf Tourismus ausgerichteten Wirtschaftseinrichtungen des 
gesamten ländlichen Raumes zu werten ist.  

− Grundsätzlichen Ausschluss erfahren die in § 4 Abs. 3 Nrn. 3-5 BauNVO an-
geführten Nutzungen: Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe        
sowie Tankstellen. Die genannten Nutzungen sind nicht geeignet, inner-
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halb der überplanten Flächen aufgenommen zu werden. Unlösbare Nut-
zungskonflikte sowie die Unmöglichkeit der Integration in die kleinräumige 
städtebauliche Gesamtsituation sind die Gründe hierfür.  

  
6.2.5.2  Die Festsetzungen über das Maß der baulichen Nutzung konzentrieren sich 

auf das in der Baunutzungsverordnung (§ 16 Abs. 3 u. 4 BauNVO) angegebene 
Erfordernis zur Erlangung der Eigenschaften eines Bebauungsplanes im Sinne 
des § 30 Abs. 1 BauGB ("qualifizierter Bebauungsplan").  

 − Die Festsetzung der Grundflächenzahl im Plangebiet ergibt einen großen 
Spielraum bei der Aufteilung der Grundstücke und der Verwirklichung von 
unterschiedlichen Gebäudetypen bzw. -anordnungen. Der festgesetzte 
Wert von 0,30 befindet sich im Rahmen der im § 17 der Baunutzungsver-
ordnung (BauNVO) definierten Orientierungswerte für Wohngebiete. Der im 
gesamten Änderungsbereich zulässige Höchstwert von 0,30 stellt eine für 
die ländliche Umgebung angepasste Festsetzung dar. Er orientiert sich ins-
besondere am Erfordernis des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden, 
da der im Änderungsbereich zuvor zulässige Höchstwert hier nicht mehr 
sachgerecht scheint. Eine weitere Verdichtung bis zu zulässigen Orientie-
rungswert von 0,40 in dieser Lage und an diesem Standort ist städtebau-
lich jedoch nicht angepasst. 

 − Die in der Baunutzungsverordnung (§ 19 Abs. 4) vorgesehene Überschrei-
tungsmöglichkeit von 50 % ist für ein Baugebiet der vorliegenden Art nicht 
ausreichend. Allein durch die erforderlichen und zulässigen Garagen 
und/oder Stellplätze ist in der Regel das Überschreitungspotenzial ausge-
schöpft. Zu berücksichtigen bleiben alle anderen Nebenanlagen im Sinne 
des § 14 BauNVO (Wege, Terrassen, Schuppen, Gewächshäuschen, Spiel-
geräte, Schwimmbecken etc.) sowie unter Umständen unterirdische Anla-
gen. Durch die Möglichkeit, die zulässige Grundfläche für bauliche Anlagen 
durch Parkplätze, Zufahrten sowie durch unterirdische Anlagen um weitere 
50% zu überschreiten, wird eine sinnvolle Voraussetzung getroffen, um den 
ruhenden Verkehr aus den öffentlichen Bereichen fernzuhalten. Insbeson-
dere wird hierdurch auch die Errichtung von Tiefgaragen ermöglicht, wel-
che durch Aufnahme der notwendigen Stellplätze die umliegenden Straßen 
und ihre Bewohner von oberirdischem Parksuchverkehr und den damit ver-
bundenen Immissionen entlastet. Darüber hinaus soll insgesamt die Aus-
nutzbarkeit des Grundstückes optimiert werden. Die Kappungsgrenze von 
0,80 wird durch die getroffenen Überschreitungsmöglichkeiten nicht tan-
giert. Der Begriff "nicht vollflächig versiegelt" in Bezug auf die Stellplätze 
sowie die Zufahrten bedeutet, dass es sich um wasserdurchlässige Beläge 
(z.B. in Splitt verlegtes Pflaster mit Rasenfuge, Drainfugenpflaster, Rasen-
gittersteine, Schotterrasen, Kiesflächen) handeln muss. Durchgehenden 
Asphaltbeläge scheiden hierdurch z.B. aus. 

 − Die gleichzeitige Festsetzung von First- und Wandhöhen über NHN schafft 
einen verbindlichen Rahmen zur Umsetzung eines breiten Spektrums an 
Gebäudeprofilen. Die gewählte Systematik schließt Fehlentwicklungen aus. 
Sie ist auch für den Außenstehenden (z.B. Anlieger) nachvollziehbar und 
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damit kontrollierbar. Höhenpunkte vom Bestandsgelände sind in die Plan-
zeichnung hinweislich aufgenommen. 

  
6.2.5.3  Die festgesetzte offene Bauweise kann ausschließlich als Einzelhaus umge-

setzt werden. Die Festsetzung einer offenen Bauweise beschränkt die Län-
genentwicklung von Baukörpern auf max. 50 m. Dies entspricht der umgeben-
den Bebauung. 

6.2.5.4  Die überbaubaren Grundstücksflächen (Baugrenzen) sind so festgesetzt, 
dass sie über die mögliche Größe der Gebäude auf Grund der Nutzungsziffern 
(Grundflächenzahl) hinausgehen. Dadurch entsteht für die Bauherrschaft zu-
sätzliche Gestaltungsfreiheit für die Anordnung der Gebäude im Grundstück. 
Die Baugrenzen reichen über die durch die einzelnen Bauvorhaben bedingten 
Grundstücksgrenzen hinweg. Dadurch wird die Möglichkeit geschaffen, fle-
xible Aufteilungen durchzuführen. Nebengebäude (z.B. Garagen) sind auch 
innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen (Baugrenzen) zulässig. Die 
Anordnung der Flächen für Garagen ist auf die Erschließungssituation sowie 
die Ausrichtung der Grundstücke entlang der Erschließungsstraße hin abge-
stimmt. Trotzdem besteht innerhalb der jeweiligen Grundstücke eine mög-
lichst hohe Flexibilität in Bezug auf die Situierung der Garagen. 

6.2.5.5  Die Festsetzung zur Firstrichtung erfolgt ebenfalls in Anlehnung an die an-
grenzende Bestandsbebauung sowie die Festsetzung des rechtsverbindli-
chen Bebauungsplanes in diesem Bereich. Die Festsetzung ist sinnvoll, um 
eine homogene Art der Bebauung vorzugeben. 

6.2.5.6  Für die privaten Gärten wird die Zulässigkeit von baulichen Anlagen außerhalb 
der überbaubaren Grundstücksflächen verbindlich geregelt. Auf der Grund-
lage der §§ 12, 14 und 23 BauNVO werden Vorgaben für die Zulässigkeit von 
ortstypischen Anlagen getroffen. Dies trägt dazu bei, Unklarheiten im Umgang 
mit Rechtsvorschriften bei der Bauherrschaft auszuräumen (Zulässigkeit und 
Genehmigungs- bzw. Verfahrensfreiheit). Darüber erleichtern verbindliche 
Vorgaben im Bereich des Straßenraumes die Umsetzung. 

6.2.5.7  Die Festsetzung von Bezugspunkten für Garagen erfolgt auf Grund der beste-
henden Hanglage im Plangebiet, vor allem in Hinblick auf die mögliche Um-
setzung von Grenzgaragen. 

6.2.5.8  Die Festsetzung der maximal zulässigen Anzahl der Wohnungen in Wohnge-
bäuden erfolgt aus städtebaulichen Gründen. Auf Grund der Kleinräumigkeit 
des Baugebietes sowie des dörflichen Charakters des Ortsteiles wäre bei ei-
ner zu starken Bewohnerdichte mit einer Fehlentwicklung zu rechnen.   

6.2.5.9  Der Ausschluss von oberirdischen Niederspannungsfreileitungen erfolgt aus 
städtebaulichen Gründen. Neben den Anforderungen für die einzelnen Bau-
grundstücke und Gebäude werden dadurch für die Erschließungsträger Vor-
gaben zur Ausführung von (in der Regel neu zu errichtenden) Anlagen getrof-
fen, die dazu führen, dass das landschaftliche Umfeld geschützt wird. 

6.2.5.10  Auf die Festsetzung von maximalen Erdgeschoss-Fußbodenhöhen wird ver-
zichtet. Dadurch entsteht ausreichend Flexibilität zur Einstellung der Gebäude 
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im Gelände. Zusätzlich ist damit der Anreiz verbunden, zur Optimierung des 
innergebäudlichen Profils eine moderate Höhenlage des Erdgeschoss-Fußbo-
dens zu wählen. Durch die o.g. Fixierung auf Wand- und Firsthöhe sowie eine 
Bauvorschrift zum Geländeauf- und -abtrag bleiben Fehlentwicklungen aus-
geschlossen.  

 
6.2.6  Infrastruktur  

6.2.6.1  Die Ausführungen hinsichtlich der Berücksichtigung der Lage der Hauskon-
trollschächte ist hinweislich zu sehen, da deren genaue Lage zum Zeitpunkt 
der Planaufstellung noch nicht bekannt ist. Die Hauskontrollschächte sind 
nicht überbaubar. Die konkrete Umsetzung erfolgt im Rahmen der Erschlie-
ßungsmaßnahmen.  

6.2.6.2  Eine Trafostation ist nicht erforderlich.  

6.2.6.3  Neben den o.g. Einrichtungen zur unmittelbaren Wohnumfeldverbesserung 
sind in räumlicher Nähe die wichtigen Infrastruktureinrichtungen des Ortstei-
les zu Fuß erreichbar (Kindergarten). 

6.2.6.4  Die Notwendigkeit zur Darstellung von zusätzlichen Infrastruktur- bzw. Ge-
meinbedarfseinrichtungen besteht nicht. Die bestehenden Einrichtungen de-
cken den mittelfristigen Bedarf ab.  

 
6.2.7  Verkehrsanbindung und Verkehrsflächen  

6.2.7.1  Das auszuweisende Baugebiet ist über die Straße "Am Herrenberg" ausrei-
chend an das Verkehrsnetz angebunden. Dadurch sind weitere Anbindungen 
in die Gemeinde gegeben. 

 
6.2.8  Wasserwirtschaft  

6.2.8.1  Die Gemeinde verfügt über ein Trennsystem zur Entsorgung der Abwässer.  

6.2.8.2  Das anfallende Schmutzwasser wird der Kläranlage des Abwasserverbandes 
Obere Iller zugeführt. Die Anlage ist ausreichend dimensioniert.  

6.2.8.3  Das anfallende Niederschlagswasser wird möglichst direkt vor Ort versickert. 
Durch Festsetzungen zur Oberflächenbeschaffenheit und Entsiegelung wird 
dies auch als zukünftige Zielsetzung definiert. Nicht zu versickerndes Nieder-
schlagswasser wird dem Trennsystem zugeführt.   

6.2.8.4  Das Baugebiet wird an die gemeindlichen Frischwasserleitungen angeschlos-
sen. Dadurch ist eine einwandfreie Trinkwasserversorgung gewährleistet.  

6.2.8.5  Auf Grund der Aufschlüsse und Erfahrungen aus der unmittelbaren Umgebung 
des überplanten Bereiches im Rahmen von Bauvorhaben aus der jüngeren 
Zeit kann davon ausgegangen werden, dass keine ungewöhnlichen Grund-
wasserverhältnisse vorliegen. 
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6.2.9  Geologie  

6.2.9.1  Die Flächen sind aus geologischer Sicht für eine Bebauung geeignet. Mit land-
schaftstypischen und ortsüblichen Erschwernissen bei der Ausführung der 
Baumaßnahmen muss jedoch gerechnet werden. 
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7  Abarbeitung der Umweltbelange (§ 1 
Abs. 6 Nr. 7 BauGB) und Konzept zur 
Grünordnung 

  

7.1  Umweltprüfung und Abarbeitung der Eingriffsregelung bei beschleunigtem 
Verfahren gem. § 13a BauGB  

7.1.1  Umweltprüfung  

7.1.1.1  Die Durchführung einer Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB sowie die Er-
stellung eines Umweltberichtes gem. § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB sowie Anlage zu 
§ 2 Abs. 4 und § 2a BauGB ist nicht erforderlich, da die Aufstellung der 2. Än-
derung des Bebauungsplanes "Süd-West" im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13a BauGB (Bebauungspläne der Innenentwicklung) erfolgt (gem. § 13a 
Abs. 2 Nr. 1 BauGB).  

 
7.1.2  Abarbeitung der Eingriffsregelung  

7.1.2.1  Eingriffe, die aufgrund der 2. Änderung des Bebauungsplanes "Süd-West" zu 
erwarten sind, gelten als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der plane-
rischen Entscheidung erfolgt oder zulässig (gem. § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
BauGB i.V.m. § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB). Ein Ausgleich bzw. eine Abarbeitung 
der Eingriffsregelung ist somit nicht erforderlich. 

 
7.2  Abarbeitung der Umweltbelange (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB)  

7.2.1  Bestandsaufnahme  

7.2.1.1  Das Plangebiet liegt innerhalb des bebauten Bereiches von Obermaiselstein 
im südwestlichen Siedlungsbereich. Es grenzt im Osten und Süden an beste-
hende Wohnbebauung an. Im Westen und Norden wird das Gebiet durch die 
Straße "Am Herrenberg" begrenzt. Jenseits der genannten Straße grenzt wei-
ter westlich eine innerörtliche Grünlandfläche sowie im Norden bestehende 
Wohnbebauung an den Geltungsbereich an.  

7.2.1.2  Schutzgut Arten und Lebensräume und Biologische Vielfalt; Biotopverbund 
(Tiere und Pflanzen; § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB):  

Das Plangebiet besteht im nördlichen Teil aus bestehender Bebauung (Am 
Herrenberg 3) und im südlichen Teil aus einer innerörtlichen Grünfläche (Gar-
ten), auf welcher im südlichen und westlichen Bereich einzelne Gehölze vor-
handen sind. Artenschutzrechtlich relevante Arten sind im Plangebiet nicht 
nachgewiesen und auch nicht zu erwarten, da die Grünfläche allseitig von Be-
bauung bzw. bestehenden Straßen umgeben und aufgrund der Nutzung als 
Gartenanlage sehr artenarm ist (wenige den Rasen begleitende Arten). Arten-
schutzrechtlich relevante Arten sind im Plangebiet nicht nachgewiesen bzw. 
auch nicht zu erwarten. 

7.2.1.3  Schutzgebiete/Biotope (insb. § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. b BauGB):  
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Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich keine geschützten Bestand-
teile von Natur und Landschaft. Die nächsten gem. § 30 BNatSchG kartierten 
Biotope liegen etwa 280 m weiter südöstlich und nordöstlich ("Extensivwiesen 
um Obermaiselstein", Nr. A8527-0117, Teilflächen 001, 002). Ein weiteres Bio-
top befindet sich nordwestlich der bebauten Ortsbereiche ("Flachmoore und 
Naßwiesen zwischen Hirschsprung und Obermaiselstein", Nr. A8527-0110, 
Teilfläche 010). Weitere Schutzgebiete oder Biotope liegen nicht in räumlicher 
Nähe. 

7.2.1.4  Schutzgut Boden, Geologie und Fläche (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB):  

Aus geologischer Sicht ist der Untergrund des Plangebietes von glazialen Se-
dimenten der geologischen Einheit "Moräne (Till) würmzeitlich" geprägt. Aus 
dem anstehenden tonig-lehmigen Geschiebemergel der Würmeiszeit hat sich 
Braunerde aus Sandlehm bis Normallehm über tiefem Schluff- bis Lehmkies 
entwickelt. 

Gemäß Bodenschätzung handelt es sich um als Grünland genutzte Lehmbö-
den guter bis mittlerer Zustandsstufe mit guten Wasserverhältnissen. Die Bö-
den sind im nördlichen Bereich der Bestandsbebauung versiegelt, im südli-
chen Bereich der als Garten genutzten Grünfläche jedoch vollständig unver-
siegelt, wenn auch anthropogen überprägt. Aufgrund der derzeitigen Garten-
nutzung können die vorkommenden Böden im Bereich der Grünfläche ihre 
Funktion als Ausgleichskörper im Wasserhaushalt sowie als Filter und Puffer 
für Schadstoffe noch weitestgehend unbeeinträchtigt erfüllen. Über die 
Durchlässigkeit der vorkommenden Böden für Niederschlagswasser liegen 
noch keine genauen Informationen vor. 

7.2.1.5  Schutzgut Wasser/Wasserwirtschaft (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB):  

Oberflächengewässer befinden sich nicht im Plangebiet oder unmittelbar an-
grenzend. Aufgrund der Geländeneigung von Westen in Richtung Osten, so-
wohl innerhalb des Plangebietes als auch im westlich angrenzenden Bereich, 
ist das Vorkommen von Hang- bzw. Schichtwasser möglich. Schichtwasser 
treten vor allem oberhalb gering durchlässiger Schichten auf. Bei Starkregen-
ereignissen kann es ebenfalls auf Grund der Hangneigung zu einem oberflä-
chigen Zufluss von Hangwasser kommen.  

Abwässer fallen derzeit im Plangebiet bereits im Bereich der Bestandsbebau-
ung an. Ein Anschluss an die gemeindliche Trinkwasserversorgung ist durch 
die bestehende Bebauung ebenfalls gegeben. Das Niederschlagswasser ver-
sickert in den unversiegelten Bereichen des Plangebiets breitflächig über die 
belebte Bodenzone. Über den genauen Grundwasserstand ist nichts bekannt. 
Aufgrund der Lage des Plangebietes in Verbindung mit der Hangneigung und 
der Beschaffenheit der anstehenden Böden, ist nicht mit oberflächennah an-
stehendem Grundwasser zu rechnen. 

7.2.1.6  Schutzgut Klima/Luft, Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität (§ 1 Abs. 6 
Nr. 7 Buchst. a und h BauGB):  

Bei dem überplanten Bereich handelt es sich einerseits um eine Fläche mit 
bestehender Bebauung und andererseits um eine innerörtliche Freifläche, auf 
der sich sehr kleinflächig in geringem Umfang Kaltluft bilden kann. Zudem sind 
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einzelne Gehölze in Form von Sträuchern und Einzelbäumen auf der Fläche 
vorhanden, welche jedoch nur in sehr geringem Umfang zur Frischluftbildung 
beitragen. Da die umliegende Bebauung eher kleinteilig ist (Ein- und Zweifa-
milienwohnhäuser mit Gärten), kommt der Fläche keine besondere kleinklima-
tische Bedeutung zu. Die innerhalb des Plangebietes vorhandene Bebauung 
trägt insbesondere in den Sommermonaten zur Wärmeabstrahlung bei. 

Größere Gewerbegebiete oder Verkehrswege, die zu einer relevanten Schad-
stoffanreicherung in der Luft führen könnten, liegen nicht in räumlicher Nähe 
zum Plangebiet. Insgesamt ist wegen der Lage im ländlichen Raum von einer 
nur gering vorbelasteten Luftqualität auszugehen. 

7.2.1.7  Schutzgut Landschaftsbild (Landschaft; § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): 

Das Plangebiet liegt im südlichen Allgäu und gehört zu der Naturraum-Haupt-
einheit "Nördliche Kalkalpen" im "Oberstdorfer Becken". Das Jungmoränenge-
biet hat ein ausgeprägtes eiszeitliches, stark bewegtes und unregelmäßiges 
Relief.  

Beim Plangebiet handelt es sich um eine teilweise bereits bebaute Fläche in-
nerhalb des Ortes Obermaiselstein. Die Fläche weist ein leichtes Gefälle Rich-
tung Osten auf und ist aufgrund der innerörtlichen Lage, bis auf die einzelnen 
Gehölze, eher strukturarm. Wanderwege führen am Gebiet nicht vorbei, so-
dass der Fläche keine besondere Bedeutung für die Erholung zukommt. 

Im Osten und Süden schließt der überplante Bereich an die bestehende 
Wohnbebauung an. Im Norden und Westen verläuft die Straße "Am Herren-
berg" entlang des Geltungsbereichs. Das Plangebiet ist, außer von den be-
nachbarten Gebäuden aus, nur von der o.g. Straße her einsehbar. 

  
7.2.2  Auswirkungen der Planung 

7.2.2.1  Schutzgut Arten und Lebensräume und Biologische Vielfalt; Biotopverbund 
(Tiere und Pflanzen; § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB):  

Durch die Errichtung neuer Baukörper und Verkehrsflächen und die damit ein-
hergehende zusätzliche Versiegelung geht der Lebensraum der im südlichen 
Bereich der Wiesenfläche vorkommenden Tiere und Pflanzen verloren. Ein-
zelne Bäume auf der Wiesenfläche werden möglicherweise gefällt, müssen in 
diesem Fall jedoch nachgepflanzt werden. Da das Plangebiet innerorts liegt 
ist nicht mit der Zerschneidung von Lebensräumen zu rechnen. 

Da es sich im Bestand um eine aus naturschutzfachlicher Sicht wenig hoch-
wertige Fläche mit deutlichen Störeinflüssen durch die umliegenden Straßen 
und Gebäude handelt, ist der Eingriff für das Schutzgut als gering einzustufen. 

7.2.2.2  Schutzgebiete/Biotope (insb. § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. b BauGB): 

Aufgrund der Entfernung, die zu den o.g. Biotopen besteht und weil wegen 
der dazwischen liegenden Bebauung keine funktionalen Beziehungen anzu-
nehmen sind, sind die Biotope von der Planung nicht betroffen.  

7.2.2.3  Schutzgut Boden, Geologie und Fläche (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): 
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Durch die mit der Planung ermöglichte Nachverdichtung und die damit ein-
hergehende Versiegelung werden die Funktionen der betroffenen Böden wei-
ter beeinträchtigt bzw. gehen für den südlichen Bereich ganz verloren. Im Be-
reich der neuen Baukörper bzw. Zufahrtsflächen kommt es zu einer Abtragung 
der oberen Bodenschichten. Die versiegelten Flächen können nicht mehr als 
Standort für die natürliche Vegetation dienen und bieten Bodenorganismen 
keinen Lebensraum mehr. Zudem wird das eintreffende Niederschlagswasser 
in diesen Bereichen nicht mehr gefiltert und gepuffert. Landwirtschaftliche Er-
tragsflächen sind nicht betroffen. Die Größe der voraussichtlich versiegelten 
Flächen ist insgesamt noch gering, da es sich lediglich um ein zusätzliches 
Baugrundstück handelt. 

7.2.2.4  Schutzgut Wasser/Wasserwirtschaft (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): 

Durch die mit der Bebauung verbundene Versiegelung wird die Durchlässig-
keit der anstehenden Böden für Niederschlagswasser eingeschränkt. Infolge-
dessen verringert sich unter Umständen in geringem Umfang auch die Grund-
wasserneubildungsrate. Spürbare Auswirkungen auf den lokalen Wasserhaus-
halt sind jedoch aufgrund der geringen Flächengröße nicht zu erwarten. Zu-
dem werden die Auswirkungen der Versiegelung durch die Festsetzung zur 
Niederschlagswasserbehandlung weitestgehend minimiert. 

Auf den befestigten Flächen anfallendes Niederschlagswasser soll, soweit es 
die Bodenbeschaffenheit zulässt, unmittelbar auf dem Grundstück versickert 
werden. Nicht sickerfähiges Niederschlagswasser ist über einen herzustellen-
den Regenwasserkanal dem öffentlichen Trennsystem zuzuleiten. Auch bei 
Einbau einer Zisterne oder anderer Wasserhaltung ist der Überlauf an den öf-
fentlichen Regenwasserkanal zu gewährleisten. Das anfallende Schmutzwas-
ser wird getrennt gesammelt und über das bestehende gemeindliche 
Schmutzwasserkanalnetz der Verbandskläranlage des Abwasserverbands 
Obere Iller (AOI) zugeführt. 

7.2.2.5  Schutzgut Klima/Luft, Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität (§ 1 Abs. 6 
Nr. 7 Buchst. a und h BauGB):  

Durch die Bebauung der Wiesenfläche im südlichen Bereich wird die gering-
fügige Kaltluftbildung im Plangebiet unterbunden und auf die angrenzenden 
Offenflächen beschränkt. Aufgrund des eingeschränkten Umfangs der zu be-
bauenden Fläche sowie der innerörtlichen Lage sind jedoch keine erheblichen 
kleinklimatischen Veränderungen zu erwarten. Im Bereich der hinzutretenden 
Bebauung wird in geringem Maße dir Wärmeabstrahlung weiter begünstigt. 
Diese kann durch die Umsetzung einer Dachbegrünung abgeschwächt wer-
den. Die zur Frischluftbildung beitragenden Gehölze müssen bei Entnahme 
nachgepflanzt werden. Zudem werden zusätzlich zu pflanzende Gehölze die 
Frischluftbildung begünstigen. Auch weisen die Bäume eine temperaturregu-
lierende und luftfilternde Wirkung auf. 

7.2.2.6  Schutzgut Landschaftsbild (Landschaft; § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): 

Durch die innerörtliche Lage des Plangebietes wirkt sich die zusätzlich ge-
plante Bebauung nicht auf das Landschaftsbild aus. Für die angrenzenden, 
bereits bebauten Grundstücke ist mit einer geringen Einbuße an der Erlebbar-
keit des dörflichen Umfeldes zu rechnen (Ausblick auf die Grünfläche). Die 



 

 
 Gemeinde Obermaiselstein    2. Änderung des Bebauungsplanes "Süd-West" 

Textteil mit 46 Seiten, Fassung vom 04.06.2024 Seite 39 

getroffenen Festsetzungen und bauordnungsrechtlichen Vorschriften stellen 
jedoch sicher, dass die Auswirkungen auf die benachbarten Anlieger begrenzt 
bleiben und sich die neu hinzukommende Bebauung gut in die gewachsene 
dörfliche Struktur einfügt. 

  
7.2.3  Konzept zur Grünordnung 

7.2.3.1  Das Konzept zur Grünordnung berücksichtigt den Bestand und die Auswir-
kungen der Planung wie folgt: 

7.2.3.2  Durch die Festsetzung, dass pro 400 m² angefangener privater Grundstücks-
fläche mindestens 1 Laubbaum zu pflanzen ist, wird eine ausreichende Durch-
grünung des Baugebietes gewährleistet. Zudem verbessert sich hierdurch der 
Lebensraumwert der Flächen für siedlungstypische Tierarten. 

7.2.3.3  Durch die Festsetzung einer Pflanzliste wird die Verwendung standortgerech-
ter, heimischer Gehölze gesichert. Bei der Auswahl der festgesetzten Gehölz-
arten wurde auf eine Verwendung standortgerechter, heimischer Bäume und 
Sträucher geachtet. Einheimische Bäume und Sträucher bilden die Grundlage 
vieler Nahrungsketten und dienen der Erhaltung des Lebensraumes für Klein-
lebewesen. Sie sollten deshalb gegenüber neophytischen Ziergehölzen vor-
gezogen werden. 

7.2.3.4  Gehölze, die als Zwischenwirt für die Erkrankungen im Obst- und Ackerbau 
gelten, speziell die in der Verordnung zur Bekämpfung der Feuerbrandkrank-
heit genannten, werden durch die Planung ausgeschlossen. Hierdurch sollen 
Gefährdungen der im Umkreis bestehenden sowie der zu pflanzenden Ge-
hölze vermieden werden. Als hochanfällige Wirtspflanzen erwiesen sich Birne, 
Quitte und Zierquitte, Weiß- und Rotdorn sowie einige Sorten und Hybriden 
der großblättrigen Zwergmispel (Cotoneaster). Auch die Arten der Gattung 
Sorbus (Vogelbeere, Mehlbeere, Elsbeere und Speierling) können vom Feuer-
branderreger befallen werden. 

7.2.3.5  Zur Sicherung des bestehenden Gehölzbestandes im Plangebiet sind die vor-
handenen Bäume während der Bauzeit durch entsprechende Baumschutz-
maßnahmen vor Verletzungen im Kronen- und Wurzelbereich zu sichern. Soll-
ten während der Bauausführung Gehölze gerodet werden müssen, sind diese 
durch entsprechende Neupflanzungen zu ersetzen. 

7.2.3.6  Damit die privaten Zier- und Nutzgärten möglichst naturnah gestaltet werden 
sowie aus gestalterischen Gründen werden in Bereichen, die an öffentliche 
Flächen angrenzen, ausschließlich Laubgehölze zugelassen. 

7.2.3.7  Die Pflanzung von Sträuchern, die nicht in der Pflanzliste festgesetzt sind (z. B 
Ziersträucher), wird auf max. 5 % der Grundstücksfläche zugelassen. Auf diese 
Weise soll zu einem gewissen Grad auch eine Bepflanzung mit nicht heimi-
schen Gehölzen ermöglicht werden, ohne dass Fehlentwicklungen hinsicht-
lich naturschutzfachlicher oder landschaftsästhetischer Belange zu erwarten 
sind. 

7.2.3.8  Für Dächer mit einer Neigung von bis zu 18° ist eine extensive Dachbegrünung 
festgesetzt. Diese dient zum einen dem Regenwasserrückhalt und minimiert 
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Niederschlagsabflussspitzen. Zum anderen verbessert sich das Kleinklima 
durch die Evaporations- und Transpirationsleistungen der Pflanzen; Staub und 
Luftschadstoffe werden gefiltert und gebunden. Darüber hinaus bietet ein be-
grüntes Dach auch Lebensraum für Pflanzen und Tiere und kann daher neben 
dem Beitrag zum Klimaschutz auch als Ersatzbiotop für im Zuge der Planung 
verloren gehendes Grün dienen. 

7.2.3.9  Die Verwendung versickerungsfähiger Beläge für Stellplätze, Zufahrten u.a. 
untergeordnete Wege auf den privaten Baugrundstücken wird festgesetzt, 
um die Wasseraufnahmefähigkeit des Bodens weitestgehend zu erhalten und 
damit die Abnahme der Versickerungsleistung des Bodens durch die Versie-
gelung zu minimieren. 

7.2.3.10  Oberflächen aus Zink, Titan-Zink, Kupfer oder Blei werden für baukonstruktive 
Elemente, die großflächig mit Niederschlagswasser in Berührung kommen, 
zum Schutz des Bodens und des Grundwassers ausgeschlossen. 

7.2.3.11  Die Regelung zur landschaftsgerechten und naturnahen Gestaltung von Gär-
ten dient dazu, die Entstehung von Schottergärten und den Eindruck einer 
fast vollständigen Versiegelung zu vermeiden. Eine stärkere Begrünung der 
Freiflächen ist sowohl aus Gründen des Natur- und Artenschutzes als auch für 
das innerörtliche Kleinklima vorteilhaft. Die Festsetzung lässt Bereiche zu, die 
mit Kies, Schotter oder Steinen bedeckt sind, sofern diese einen Pflanzenbe-
deckungsgrad von mind. 80 % aufweisen. Mit Freiflächen sind dabei alle nicht 
mit Hochbauten bestandenen und nicht anderweitig befestigen Flächen (wie 
Wege, Terrassen usw.) gemeint. Anspruchsvolle und moderne Freiflächenge-
staltungen, wie z.B. Steingärten, sind daher grundsätzlich möglich, während 
gleichzeitig durch die getroffene Einschränkung ein gefälligeres optisches Er-
scheinungsbild sichergestellt wird. 

7.2.3.12  Zum Schutz nachtaktiver Insekten wird festgesetzt, dass als Außenbeleuch-
tung nur insektendicht eingekofferte Leuchtentypen mit geringem Anteil an 
blauem und ultraviolettem Licht (z.B. Natriumdampf- oder LED-Lampen) mit 
einer maximalen Lichtpunkthöhe von 4,50 m verwendet werden dürfen.  

7.2.3.13  Um fehlgeleitete Eiablagen von wassergebundenen Insekten zu vermeiden, 
sind nur solche Photovoltaikmodule zulässig, die weniger als 6 % Licht reflek-
tieren (je Solarglasseite 3 %). Dies wird von Elementen erfüllt, die entspiegelt 
und monokristallin sind sowie deutliche Kreuzmuster aufweisen. Elemente aus 
Strukturglas besitzen im Vergleich zu Floatglas deutliche Vorteile. Somit wäre 
ausgeschlossen, dass Wasserinsekten die Module mit Wasser verwechseln. 

7.2.3.14  Um das Überwinden für Kleinlebewesen zu ermöglichen, sind Mauern als Ein-
friedungen über eine Höhe von 0,25 m über dem endgültigen Gelände nicht 
zulässig. 
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8  Begründung – Bauordnungsrechtlicher 
Teil  

  

8.1  Örtliche Bauvorschriften 

8.1.1  Regelungskonzept und Umfang der getroffenen Vorschriften 

8.1.1.1  Die Gemeinde Obermaiselstein schätzt die Schutzwürdigkeit des Orts- und 
Landschaftsbilds von Obermaiselstein als hoch ein und hat ein großes Inte-
resse am Erhalt der Gestalt des Ortsteils.  

8.1.1.2  In Bezug auf die Umsetzung von Dachaufbauten gilt daher auch der Grund-
satzbeschluss zum Einbau von Dachaufbauten im Bereich der Gemeinde 
Obermaiselstein. Bauvorschriften hierzu werden daher nicht getroffen. 

  
8.1.2  Regelungen über die Gestaltung der Gebäude 

8.1.2.1  Die Dachform für den Hauptbaukörper beschränkt sich auf das Satteldach.  
Diese Dachform entspricht den landschaftlichen und örtlichen Vorgaben. Die 
bestehenden Gebäude im angrenzenden Bereich weisen insgesamt eine ho-
mogene Dachlandschaft auf, bei der das Satteldach eine prägende Rolle 
spielt. Dieses einheitliche Erscheinungsbild aufzugeben, würde somit den bis-
herigen Entwicklungsvorstellungen widersprechen. Da das geänderte Wohn-
bauquartier zu der vorhandenen Siedlungsstruktur hinzutreten soll, ohne als 
Fremdkörper zu erscheinen, ist eine prägende Wirkung von Satteldächern von 
besonderer Bedeutung. Für Garagen und Carports sind generell alle Dachfor-
men zulässig, um eine zeitgemäße Ausführung dieser untergeordneten Bau-
körper zu ermöglichen. 

8.1.2.2  Das Spektrum für Dachneigungen entspricht den ortsüblichen und land-
schaftstypischen Vorgaben und berücksichtigt zeitgemäße Bauformen. Durch 
die Festsetzung von Wand- und Firsthöhen ist die Möglichkeit ausgeschlos-
sen, dass Gebäude eine nicht vertretbare Gesamthöhe erreichen könnten.  

8.1.2.3  Durch die Vorschriften zur parallelen Montage von Solar- und Photovoltaikan-
lagen auf geneigten Dächern soll eine zu dominante Wirkung der Anlagen auf 
den Außenbetrachter vermieden werden. Die getroffene Regelung schließt 
eine effiziente Nutzung der Anlagen nicht aus. Der angeführte Abstand bis 
max. 0,40 m ist zwischen Oberkante Dachhaut und Oberkante Solar- bzw. 
Photovoltaikanlage zu messen. 

8.1.2.4  Die Regelung über die Dachüberstände trägt dazu bei, landschaftsgebunde-
nes Bauen umzusetzen. Zeitgemäße Bauformen werden hierdurch in keiner 
Weise ausgeschlossen. 

8.1.2.5  Die Vorschriften über Materialien und Farben für die Dacheindeckung ent-
sprechen der ortstypischen Bebauung. Die Beschränkung auf die Dachfarben 
Rot bis Rotbraun sowie Betongrau bis Anthrazitgrau führt zu einem homoge-
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nen und ruhigen Gesamtbild des Ortes. Die Farben entsprechen dem bisheri-
gen Gebäudebestand im Bereich der bestehenden Siedlung und fügen sich 
erfahrungsgemäß besonders gut in die landschaftliche Situation ein.  

8.1.2.6  Die zu Materialien und Farben für die Fassadengestaltung getroffenen Vor-
schriften lassen der Bauherrschaft Gestaltungsspielraum. Sie schließen aller-
dings gestalterisch wesentlich störende Farbwahlen aus und sollen zu einem 
harmonischen Gesamtbild führen. 

  
8.1.3  Regelungen über die Gestaltung der Freiflächen in den Baugebieten (Bau-

grundstücke) 

8.1.3.1  Die Einschränkung von Geländeveränderungen dient dazu, eine homogene 
und zusammenhängend gestaltete Situation entstehen zu lassen. Der Cha-
rakter des ursprünglichen Geländes soll dabei ablesbar bleiben. Dabei ist je-
doch zu berücksichtigen, dass geringe Geländeveränderungen erforderlich 
sein werden, um ein Einfügen der Gebäude in die hangige Geländesituation 
zu ermöglichen. Auf Grund der festgesetzten Wand- und Firsthöhen sind 
Fehlentwicklungen bereits vermieden, werden jedoch auch hinsichtlich der 
talseitigen Ansicht des Baukörpers zusätzlich gesichert, um ein zu großes 
Ausgraben aus dem Gelände und einer talseitig zu hohen Gebäudeansicht 
entgegen zu wirken. 

8.1.3.2  Aus gemeindegestalterischen Gründen wird festgesetzt, dass an öffentlichen 
Verkehrsflächen aufgestellte Abfallbehälter und Mülltonen/-container gegen 
Einsicht von den öffentlichen Verkehrsflächen abgeschirmt werden und einen 
Mindestabstand aufweisen müssen.  

8.1.3.3  Auf Grund der beabsichtigten Durchlässigkeit der Freiflächen ist der Aus-
schluss von stark trennenden Elementen erforderlich. Einfriedungen sind in 
ihrer Höhe beschränkt. 

  
8.2  Sonstige Regelungen 

8.2.1  Stellplätze und Garagen 

8.2.1.1  Die Festsetzung eines Stauraumes vor Garagen ist dient ebenfalls ortsgestal-
terischen Gründen zur Bewahrung der Raumkanten. 
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9  Begründung – Sonstiges  
  

9.1  Umsetzung der Planung 

9.1.1  Maßnahmen und Zeitplan zur Verwirklichung 

9.1.1.1  Eine Veränderungssperre ist nicht erforderlich. 

9.1.1.2  Boden ordnende Maßnahmen (Grundstückstausch, Umlegung) sind nicht er-
forderlich und nicht geplant. 

 
9.1.2  Wesentliche Auswirkungen 

9.1.2.1  Wesentliche Auswirkungen auf die gesamtgemeindliche Situation sind auf 
Grund der begrenzten Größe der zu ändernden Flächen und des beschränk-
ten Ausmaßes der möglichen Nachverdichtung nicht erkennbar. Die infra-
strukturellen Einrichtungen sind geeignet, die zusätzlichen Einwohner bzw. 
Einrichtungen zu versorgen. 

9.1.2.2  Für die bereits bebauten Grundstücke ist mit einer geringen Einbuße an der 
Erlebbarkeit der freien Landschaft sowie des städtebaulichen Umfeldes zu 
rechnen (z.B. Ausblick).  

  
9.2  Erschließungsrelevante Daten 

9.2.1  Kennwerte 

9.2.1.1  Fläche des Geltungsbereiches: 0,20 ha  

 

9.2.2  Erschließung  

9.2.2.1  Abwasserbeseitigung durch Anschluss an: gemeindliche Kanalisation 

9.2.2.2  Die Löschwasserversorgung ist durch eine entsprechende Dimensionierung 
der Wasserleitungen in Verbindung mit einer ausreichenden Anzahl von Hyd-
ranten sichergestellt.  

9.2.2.3  Stromversorgung durch Anschluss an: AllgäuNetz GmbH & Co. KG 

9.2.2.4  Müllentsorgung durch: Zweckverband für Abfallwirtschaft Kempten 

9.2.2.5  Durch die 2. Änderung des Bebauungsplanes "Süd-West" sind keine weiteren 
Erschließungsmaßnahmen erforderlich. Die vorhandenen Erschließungsanla-
gen (Verkehrsflächen, Versorgungsleitungen, Abwasserleitungen) sind aus-
reichend dimensioniert und funktionsfähig. 

 
 
 
 



 

 
 Gemeinde Obermaiselstein    2. Änderung des Bebauungsplanes "Süd-West" 

Textteil mit 46 Seiten, Fassung vom 04.06.2024 Seite 44 

9.3  Zusätzliche Informationen 

9.3.1  Planänderungen 

9.3.1.1  Bei der Planänderung vom 04.06.2024 fanden die Überlegungen und Abwä-
gungen aus der öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 11.09.2024 wie folgt 
Berücksichtigung.  

Für die in der Sitzung des Gemeinderates beschlossenen Inhalte wurde be-
reits vor der Sitzung eine vollständige Entwurfsfassung (Fassung vom 
04.06.2024) zur Verdeutlichung der möglichen Änderungen ausgearbeitet. 
Die in der Gemeinderatssitzung vorgenommenen Änderungsbeschlüsse im 
Rahmen der nun vorgenommenen Abwägungen sind mit den Inhalten dieser 
Entwurfsfassung identisch. Die Änderungen umfassen folgende Punkte (aus-
führliche Abwägungen sind im Sitzungsprotokoll der Sitzung des Gemeinde-
rates bzw. der Sitzungsvorlage der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates 
vom 11.09.2024 enthalten): 

 − Aufnahme eines Hinweises auf die gemeindliche Entwässerungssatzung 

− Ergänzung des Hinweises zum Brandschutz 

− Aufnahme von Hinweisen zu Altlasten sowie landwirtschaftlichen Ge-
ruchsimmissionen bei den ergänzenden Hinweisen 

− Änderungen und Ergänzungen bei der Begründung 

− redaktionelle Änderungen und Ergänzungen 
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